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Bericht über den Öffentlichen Personennahverkehr in der Fläche 

A. Problem 

Die Lage der öffentlichen Personennahverkehrsunternehmen in 
der Fläche wird gekennzeichnet durch einen Rückgang der Fahr-
gäste und eine Ausdünnung des Angebotes. In dem Bericht wird 
ein Bündel von Maßnahmen aufgezeigt, um dieser negativen Ent-
wicklung Einhalt zu gebieten. 

 

B. Lösung 

Verabschiedung einer zustimmenden Entschließung 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 

C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD und die Fraktion DIE GRÜNEN vermissen ein 
zukunftsweisendes Konzept für den ÖPNV und haben daher der 
Entschließung nicht zugestimmt. 

D. Kosten 

Entfallen 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt den Bericht der Bundesregie-

rung über den Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) in der 

Fläche. 

Die Durchführung des ÖPNV ist nach unserer Verfassungsord-
nung grundsätzlich Sache der Länder und der kommunalen Ge-
bietskörperschaften. Der Bund hat die ausschließliche Gesetzge-
bungszuständigkeit für die Bundeseisenbahnen und die konkur-
rierende Gesetzgebungszuständigkeit für die übrigen Schienen-
bahnen und für den Straßenverkehr. Über die Deutsche Bundes-
bahn ist der Bund mittelbar am ÖPNV beteiligt. Schließlich ge-
währt der Bund im Rahmen des Artikels 104 a Abs. 4 GG den Län-
dern Finanzhilfen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der 
Gemeinden, und zwar im Bereich des kommunalen Straßenbaus 

und des öffentlichen Personennahverkehrs. 

Die Bundesregierung macht mit ihrem Bericht deutlich, daß sie 
innerhalb ihres Verantwortungsbereichs einen nachhaltigen und 
wirksamen Beitrag für die unabdingbare Verbesserung des ÖPNV 
im ländlichen Raum im Sinne eines nachfragefördernden, nachfra-
gegerechten und gleichzeitig die Wirksamkeit des öffentlichen 

Mitteleinsatzes erhöhenden ÖPNV leistet. Im Interesse einer zügi-

gen, bürgernahen und auf die jeweilige örtliche Situa tion ange-
paßten Umsetzung des vorgeschlagenen und zum Teil bereits ein-
geleiteten bzw. beschlossenen Maßnahmenbündels vor Ort sind 
nun die Länder und Gemeinden aufgefordert, die Maßnahmen zu 
unterstützen. Der Grundsatz der Planung, der Koordination und 

der Realisierung vor Ort muß erste Priorität haben. 

Ein funktionierendes ÖPNV-Angebot ist trotz ungünstiger struktu-
reller Entwicklungen auch künftig unverzichtbar. Bevölkerung 
und Wirtschaft im ländlichen Raum sind auf eine intakte innere 
Verkehrserschließung und auch auf eine gute Anbindung an das 
übergeordnete Verkehrsnetz angewiesen. Trotz rückläufiger 

Nachfrageentwicklung kommt dem ÖPNV als öffentliche Aufgabe 
der Daseinsvorsorge dabei auch im ländlichen Raum große Bedeu-
tung für das Allgemeinwohl zu. Gegenüber dem Individualverkehr 

stellt der ÖPNV die notwendige Alternative zur Bef riedigung der 
Mobilitätsbedürfnisse eines großen Teils der Bevölkerung dar. Ins-
besondere ältere und junge Menschen sind auf einen leistungsfä-

higen ÖPNV angewiesen. Die Anziehungskraft des ländlichen 
Raumes als Heimat für junge Menschen ist auch abhängig von 

einem verbesserten ÖPNV. Öffentliche Verkehrsmittel sind beson-

ders umweltfreundlich. Öffentliche Verkehrsmittel produzieren 
weniger Schadstoffe. Öffentliche Verkehrsmittel produzieren we-
niger Lärm. Öffentliche Verkehrsmittel verbrauchen weniger Flä-
che. Öffentliche Verkehrsmittel verbrauchen weniger Energie. Öf-
fentliche Verkehrsmittel im ländlichen Raum entlasten durch ihre 

Zubringerfunktion die Ballungsräume und senken damit deren 
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Verkehrsdichte. Öffentliche Verkehrsmittel erhöhen die Lebens-

qualität also in beträchtlichem Maße. Durch seine doppelte Auf-
gabe der Verkehrsbedienung in der Fläche und der Anbindung an 
die Ballungsräume ist der ÖPNV im ländlichen Raum ein unver-
zichtbarer Beitrag zur Gewährleistung gleichwertiger Lebensbe-

dingungen in Stadt und Land. 

Die Nachfrage nach ÖPNV-Leistungen ist insbesondere außerhalb 
der Ballungsgebiete seit vielen Jahren rückläufig. Von 1980 bis 
1988 hat die Zahl der Fahrgäste im ländlichen Raum um ca. 20 
abgenommen, in den Verdichtungsräumen um ca. 8 %. Maßge-
bend hierfür ist eine Reihe exogener Einflußfaktoren, die insbeson-
dere von der demographischen und wirtschaftlichen Entwicklung 

abhängig sind, wie 

— rückläufige Schülerzahlen (Rückgang in der Fläche um rd. 20 % 

im Zeitraum 1980 bis 1988), 

— starker und anhaltender Anstieg der Motorisierung (im Zeit-
raum 1970 bis 1988 stieg der Pkw-Bestand von 13,0 Millionen 

auf rd. 28,9 Millionen Fahrzeuge an), 

— größere Bequemlichkeit der individuellen Verkehrsmittel und 

— Bildung von Fahrgemeinschaften. 

Aber auch die Qualität des ÖPNV ist dringend verbesserungsbe-

dürftig. 

Bessere Chancen zur Gewinnung neuer Fahrgäste für den ÖPNV 
im ländlichen Raum liegen in einer hohen Qualität, in Kooperation 
und Koordination, in Flexibilität und in „Maßanzügen vor Ort". 
Eine Anordnungspolitik, etwa über Öko-Abgaben, die den auto-
abhängigen Berufspendler über Gebühr belasten und außerdem 
zu massenhaften Abwanderungen aus den Dörfern führen würde, 

ist dagegen der falsche Weg. 

Deshalb begrüßt der Deutsche Bundestag, daß die Leitgedanken 

des Berichts der Bundesregierung sind: 

— die Planung, Organisation und Realisierung des ÖPNV soweit 
wie möglich vor Ort , weil nur „Maßanzüge vor O rt " flexibel auf 

örtliche Kundenbedürfnisse eingehen können; die Koopera-
tion, Koordination und verstärktes Marketing, weil nur Zusam-
menarbeit zwischen Gebietskörperschaften und Verkehrsun-
ternehmen zur Ausschöpfung eines bedarfsgerechten und 
gleichzeitig wirtschaftlichen Leistungsangebotes führt und auf 
diese Weise die Leistungsfähigkeit mittelständischer Unterneh-
men sinnvoll für die Erhöhung der Attraktivität des ÖPNV im 

ländlichen Raum eingesetzt wird, 

— die Trennung der gemeinwirtschaftlichen Bereiche (Gebiets-

körperschaften) von eigenwirtschaftlichen Bereichen (Unter-
nehmen), weil den Verkehrsunternehmen auferlegte eigen-
wirtschaftlich nicht vertretbare Leistungen von den Bestelle rn 

 auszugleichen sind, 

— die Verbesserung des öffentlichen Mitteleinsatzes für den 
ÖPNV, weil die rückläufige Nachfrage nach ÖPNV-Leistungen 

 



Drucksache 11/7410 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

in der Fläche durch angepaßte und neue Bedienungsformen 
ergänzt und — wo sinnvoll — ersetzt werden müssen. 

Im einzelnen stellt der Deutsche Bundestag fest: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt ausdrücklich, daß die Bundesre-
gierung auf der Grundlage der Empfehlung und des Berichts des 
Ausschusses für Verkehr (Drucksache 10/3488), des Beschlusses 
des Deutschen Bundestages vom 26. Juni 1986 sowie des Beschlus-
ses des Ausschusses für Verkehr vom 25. Juni 1986 (Drucksache 
10/3425) bereits vor der Vorlage des Berichts wesentliche Verbes-
serungen für den ÖPNV im ländlichen Raum eingeleitet bzw. 
inzwischen umgesetzt hat. 

Hier sind vor allem zu nennen: 

Die seit dem 1. Januar 1988 wirksame Einführung der Förderung 
der Erst- und Ersatzbeschaffung von Linienomnibussen im Rah-
men des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG). Dies 
ist eine besonders wirksame Maßnahme zur Verbesserung des 
ÖPNV-Angebotes in der Fläche. Die bislang gemachten Erfahrun-
gen in den Bundesländern zeigen, daß rd. 75 % dieser Fördermittel 
in die ländlichen Räume abfließen. Erfreulich ist ebenfalls, daß 
Zusatzausrüstungen für Behinderte bei der Förderung besonders 
Berücksichtigung finden. Dies bet rifft insbesondere die Anschaf-
fung von Niederflurbussen, weil sie behindertengerecht sind und 
die Attraktivität des Angebots für alle Kunden verbessern. Zu be-
grüßen ist ferner, daß der vom Bund bereitgestellte Mittelrahmen 
von 100 Millionen DM jährlich sowie die hohe Förderungsquote 
pro Fahrzeug in erster Linie eine wichtige Investitionshilfe für p ri

-vate mittelständische Unternehmen darstellt. 

Mit dem am 1. Januar 1989 in Kraft getretenen Strukturhilfegesetz 
gewährt der Bund den meisten Ländern Finanzhilfen in Höhe von 
2,45 Milliarden DM jährlich für einen Zeitraum von zehn Jahren. 
Die Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur gehört dabei zu den 
wichtigsten Anwendungsbereichen des Bundesstrukturhilfegeset-
zes. Die Verantwortlichen vor Ort bleiben deshalb aufgefordert, 
hier mehr für den ÖPNV im ländlichen Raum zu erreichen. 

Die im Beschluß des Verkehrsausschusses gewünschten Änderun-
gen des Personenbeförderungsgesetzes sind mit Ausnahme der 
Neuregelung des Gelegenheitsverkehrs mit Kraftomnibussen 
durch das Dritte Rechtsbereinigungsgesetz eingeleitet. Eingeleitet 
worden sind ebenfalls die Gestaltungselemente im Bereich der 
Deutschen Bundesbahn. 

Der bestehende ordnungsrechtliche Rahmen für den ÖPNV hat 
sich bewährt. Die zahlreichen bereits bestehenden Kooperationen 
machen deutlich, daß das Personenbeförderungsgesetz (PBefG) in 
seiner gültigen Form ausreicht, um auf die jeweiligen örtlichen und 
regionalen Verhältnisse abgestimmte Vereinbarungen zu treffen. 
Alle am ÖPNV beteiligten Partner sind aufgerufen, den vorhande-
nen Gestaltungsspielraum für „Maßanzüge vor Ort" stärker aus-
zuschöpfen. Freiwillige, sachbezogene und auf Interessenaus-
gleich bedachte Kooperationen werden noch zu wenig praktiziert. 
Sie sind aber entscheidende Voraussetzungen für eine Verbesse- 
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rung des ÖPNV im ländlichen Raum. Die vom Bund geförderten 
Modellvorhaben können hierbei Wegweiser sein. Die hier ge-
machten Erfahrungen weisen den Weg für Flexibilität, Attraktivi-
tät und intelligenten Mitteleinsatz vor Ort. Diese Forschungspro-
gramme der Bundesregierung werden nachhaltig unterstützt. 

Dem Beispiel in Verdichtungsräumen folgend, muß das ÖPNV

-A

ngebot auch im ländlichen Raum „aus einer Hand" kommen. 
Liniennetze, Fahrpläne und Tarife müssen stärker abgestimmt 
werden. Auf diese Weise entsteht eine nach den verkehrlichen 
Erfordernissen gestaltete Verkehrsbedienung. Beispiele aus Land-
kreisen belegen: Guter Wille aller Beteiligten, Kooperationsbereit-

schaft, Regionalisierung der Bus- und Bahndienste sowie flexible 
Umsetzung des Konzessionsrechtes können in nur kurzer Zeit zur 
Optimierung des ÖPNV in einer Region sowie zu steigenden Fahr-
gastzahlen führen. 

Als begrüßenswerte Initiative für das notwendige Umdenken im 
Bereich der Kooperationen der Verkehrsträger ist die Vereinba-
rung über die Zusammenarbeit im ÖPNV zwischen der Deutschen 
Bundesbahn und dem privaten Omnibusgewerbe, vertreten durch 
den Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmer, zu nennen. 
Der weitgehende Verzicht der Deutschen Bundesbahn auf die 
Wahrnehmung des Ausgestaltungsvorranges im Schienenersatz

-

verkehr, die stärkere Integra tion des privaten Omnibusgewerbes 
durch die Übertragung von Linienkonzessionen der GBB-GmbH 
auf Verkehrsunternehmen, die langjährig in bewäh rter Weise als 

Auftragsunternehmer bzw. als Betriebsführer Linien bedient ha-
ben, sowie die Beteiligung der GBB-GmbH und p rivater wie ande-

rer Verkehrsunternehmen an zu bildenden Verkehrsgemeinschaf-
ten bzw. Betriebsgesellschaften als gleichberechtigte Partner füh-
ren bereits kurzfristig zu der notwendigen Erhöhung der Flexibili-
tät und auch zu einem intelligenteren, kostengünstigeren Einsatz 
öffentlicher Mittel. Eine vernünftige Liberalisierung des Konzes-
sionsrechtes ist damit gewährleistet. In der Fläche müssen p rivate 
Verkehrsträger stärker eingebunden werden, weil sie oftmals in-
teressantere Angebote entwickeln sowie beweglicher und kosten

-

bewußter sind. 

Neue Bedienungsformen, wie Anruf-Sammeltaxen, Veranstal-
tungs-Sammeltaxen und kleinere Bedienungseinheiten, müssen 
stärker in den ÖPNV im ländlichen Raum eingebaut werden; dies 
gilt auch für Disco-Busse. 

Solche Bedienungsformen, deren Genehmigung nach § 59 a PBefG 
möglich ist, erlauben einen flexiblen Einsatz zur Reduzierung von 
Fahrplanlöchern, zur Ergänzung des bestehenden Angebotes 
(Abend- und Wochenendverkehr) sowie zur Ersetzung von Ange-
boten. Der Deutsche Bundestag erkennt die bisherige Forschungs-
förderung der Bundesregierung im Bereich der alternativen Bedie-
nungsformen an. Ferner fordert der Deutsche Bundestag die Bun-
desregierung auf, sich dafür einzusetzen, daß im Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz — neben der Förderung der Busbe-
schaffung — auch eine weitergehende Förderung von ergänzen-
den Einrichtungen zur Funktionsverbesserung des ÖPNV in der 
Fläche (ÖPNV-Infrastruktur) möglich wird, z. B. technische Ein- 
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richtungen für flexiblere Betriebsweisen (u. a. Ruf- und Anrufsy-

steme). 

Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung, daß eine wesentliche 
Verstärkung der Finanzhilfen für den ÖPNV in den ländlichen 
Räumen erforderlich ist. Zwar setzt der Bund rd. 53 % seiner Mittel 

für den ÖPNV in der Fläche ein, doch der Schwerpunkt liegt bei 
den Ausgleichsleistungen, insbesondere für den Schienenperso-
nennahverkehr. Für den Verlustausgleich und für ertrags- und 
kostenwirksame Leistungen in der Fläche hat der Bund 1989 ca. 
3,1 Milliarden DM aufgewendet (Verkehrsballungsräume: ca. 
2,88 Milliarden DM). Von den Investitionshilfen des Bundes (1987 
ca. 1,4 Milliarden DM) fließen bislang rd. 90 % in die Verkehrsbal-
lungsräume (1987 rd. 1,3 Milliarden DM für die Ballungsräume 
und 162 Millionen DM für die Fläche). 

Eine Verstärkung der Investitionshilfen für den ÖPNV in der Flä-
che erhöht die Attraktivität des ÖPNV in der Fläche. Der ÖPNV in 
der Fläche kann die Ballungsräume nur dann stärker entlasten, 
wenn eine bessere Verknüpfung der Verkehre zwischen Ballungs-
raum und Fläche erreicht wird. Auch dafür ist eine entsprechend 
stärkere Berücksichtigung von ÖPNV-Investitionen in der Fläche 
Voraussetzung. 

Unabhängig davon wird die Bundesregierung aufgefordert, alle 
vertretbaren Möglichkeiten zu prüfen, die zu einer wirksamen und 
dauerhaften Kostenentlastung der ÖPNV-Unternehmen beitragen 
können. In diesem Zusammenhang wäre auch die Wiedereinfüh-
rung der Gasölbetriebsbeihilfe zu untersuchen, wobei ihre Gewäh-
rung vom Einsatz energiesparender und umweltfreundlicher Fahr-
zeugeinheiten abhängig sein sollte. 

Die Deutsche Bundesbahn ist aufgefordert, 

— in der Zusammenarbeit mit anderen Verkehrsunternehmen auf 
Tarifharmonisierung hinzuwirken; im Bereich der Kooperation 
Schiene/Straße muß es in allen Verkehrsgebieten jeweils abge-
stimmte Fahrpläne und Ta rife für Schiene und Straße geben, 

— durch die Einführung vereinfachter und kostengünstiger Be-
triebsweisen die Wirtschaftlichkeit auch schwächer belasteter 
Strecken zu verbessern und die notwendigen Investitionsmittel 
dafür bereitzustellen, 

— den SPNV innerhalb ihres Gesamtinvestitionsbudgets in ange-
messener Weise zu berücksichtigen, 

— ihre Arbeiten an einer Spartenerfolgs-, Fahrweg- und Strecken-
rechnung als Grundlage für einen besseren Ausgleich der ge-
meinwirtschaftlichen Leistungen und Bet rieb im SPNV zu be-
schleunigen und die Möglichkeit einer dezentralisierten SPNV

-

Organisation zu prüfen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, nach Vorliegen dieser 
Rechnungen die Abgeltung des Verlustausgleichs im SPNV auf 
eine streckenbezogene Grundlage umzustellen. Dabei ist auch zu 
prüfen, ob und inwieweit eine Übertragung der Ausgleichsleistun-
gen auf regionale Ebenen sinnvoll und möglich ist. Der Deutsche 
Bundestag begrüßt, daß nichtbundeseigene Eisenbahnen Inter- 
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esse zeigen, Strecken der Deutschen Bundesbahn zu übernehmen 
und weiter zu betreiben. Finanzielle Anreize, wie Organisations-
hilfen der Deutschen Bundesbahn, können solche Bereitschaft un-

terstützen. 

Die Länder sind aufgefordert, die Verantwortlichkeiten für die 

ÖPNV-Gestaltung „vor Ort" künftig klar und unmißverständlich 
festzulegen. Um dies zu gewährleisten, sollten als Verantwor-
tungsträger die kommunalen Gebietskörperschaften und ihre Zu-
sammenschlüsse vorgesehen werden. Vor allem sind sie in der 
Lage, den jeweiligen Bedarf zutreffend einzuschätzen und die in 
ihm entstehenden Angebote eigenverantwortlich zu entwickeln, 

wobei eine angemessene Finanzausstattung durch die Länder zu 
gewährleisten ist. 

Da Nahverkehrsräume und Kreise häufig nicht deckungsgleich 
sind, sollten als räumliche Bezugseinheiten für den ÖPNV in der 
Fläche neben einzelnen Kreisen auch mehrere Kreise im Sinne von 
Kreisverkehrsverbänden tätig werden können. 

Durch die Umwandlung der Busdienste des Bundes in eine gesell-
schaftsrechtliche Unternehmensform wurde die Voraussetzung 
geschaffen, ihre Verkehrsleistungen in die Verkehrsgemeinschaf-
ten bzw. Betriebsgesellschaften der neu zu schneidenden deutlich 
kleineren Nahverkehrsräume einzubringen. Hierbei sollte die Or-
ganisation des ÖPNV dieser Nahverkehrsräume durch die Ver-

kehrsgemeinschaft bzw. Bet riebsgesellschaft erfolgen. Die Deut-
sche Bundesbahn darf sich dabei jedoch nicht ihrer finanziellen 
Verantwortung im bisherigen Umfang entledigen. Der Bundesver-
kehrsminister ist aufgefordert, eine Fortschreibung des Berichts 
mit der Vollendung der Einheit Deutschlands vorzunehmen, um 
einen funktionierenden ÖPNV in ganz Deutschland zu gewährlei-

sten. 

Bonn, den 30. Mai 1990 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Jobst 

Vorsitzender 

Börnsen (Bönstrup) 

Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Börnsen (Bönstrup) 

Der Bericht in Drucksache 11/5746 wurde in der 
201. Sitzung des Deutschen Bundestages am 14. März 
1990 dem Verkehrsausschuß federführend sowie dem 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau und dem Ausschuß für innerdeutsche Beziehun-
gen zur Mitberatung überwiesen. Der Verkehrsaus-
schuß hat die Vorlage in seiner Sitzung am 30. Mai 
1990 behandelt. 

I. Wesentlicher Inhalt des Berichts 

Der Öffentliche Personennahverkehr in der Fläche lei-
det an einem hohen Fahrgastschwund, der sich wegen 
demographischer Verschiebungen wie z. B. sinken-
der Schülerzahlen und weiter wachsendem Pkw-Be-
stand auch in den kommenden Jahren weiter fortset-
zen wird. Diese Feststellung trifft sowohl für die Bus-
linien der verschiedenen Verkehrsunternehmen wie 
auch für den Schienennahverkehr der Deutschen 
Bundesbahn zu. Aus diesem Grunde wird die Eigen-
wirtschaftlichkeit der Buslinien in der Fläche immer 
mehr aufgeweicht. Der Bet rieb kann häufig nur noch 
dann aufrechterhalten werden, wenn die Kommunen 
entsprechende Zuschüsse zahlen. In der Fläche hat 
die Deutsche Bundesbahn auf die zurückgehenden 
Fahrgastzahlen im Schienenpersonennahverkehr rea-
giert und zahlreiche Eisenbahnstrecken auf Busbe-
dienung umgestellt. 

Die Bundesregierung schlägt in dem Bericht für die 
einzelnen Bereiche des Öffentlichen Personennahver-
kehrs in der Fläche folgende Strategie vor: 

1. Schienenpersonennahverkehr der Deutschen 
Bundesbahn 

— Einführung einer vereinfachten und kostengünsti-
gen Betriebsweise (Einmannbedienung, Einsatz 
des neuen Dieseltriebwagens VT 628), 

— Durchführung der Rahmenvereinbarungen zu-
sammen mit den Ländern nach vorgegebenen Re-
geln und unter Beachtung der wirtschaft lichsten 
und energiesparendsten Bedienungsform, 

— anstelle der bisherigen pauschalen Abdeckung 
der Defizite künftig streckenbezogene Ausgleichs-
zahlungen an die Deutsche Bundesbahn, sobald 
die Sparten-, Wege- und Streckenrechnung des 
Unternehmens vorliegt. 

2. Bundesbusbetriebe 

— Die Ausgleichszahlungen für die Schülerbeförde-
rung durch die Bundesbusbetriebe in Höhe von 
jährlich 366 Mio. DM sollen künftig anstelle des 
Bundes von den Ländern übernommen werden. 

— Die 18 in GmbH-Form geführten Geschäftsberei-
che der Bundesbusbetriebe müssen kostendek-
kend arbeiten und können eigene Ta rife ohne Bin-
dung an den Schienennahverkehr bilden; es gilt 
das Bestellerprinzip. 

— Nicht selbst genutzte Konzessionen der Deutschen 
Bundesbahn für den ÖPNV in der Fläche sollen 
künftig verstärkt auf die Verkehrsunternehmen 
„vor Ort" übertragen werden; außerdem soll auf 
das Ausgestaltungsvorrecht im Schienenersatzver-
kehr weitgehend verzichtet werden. 

3. Personenbeförderungsgesetz 

Eine Novellierung des Personenbeförderungsgeset-
zes ist nicht vorgesehen, jedoch sollen die Möglich-
keiten des geltenden Rechts verstärkt genutzt wer-
den, z. B. durch Übertragung der Genehmigungskom-
petenzen von den Regierungspräsidien auf die Land-
kreise und durch Zusammenführung der freigestell-
ten Schülerverkehre mit dem allgemeinen Buslinien-
verkehr. 

II. Verlauf der Ausschußberatungen 

1. Die Fraktionen der CDU/CSU und der FDP schla-
gen eine Entschließung vor, in der zustimmend von 
dem Bericht der Bundesregierung Kenntnis ge-
nommen werden soll. In Ergänzung zu diesem Be-
richt werden unter anderem folgende Maßnahmen 
gefordert: 

— Die Länder sollten künftig von den Bundesmit-
teln in Höhe von jährlich 2,45 Mrd. DM, die 
nach dem Strukturhilfegesetz zur Verfügung 
gestellt werden, einen größeren Anteil als bis-
her zur Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur 
in ländlichen Räumen verwenden. 

— In den Förderungskatalog des Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetzes sollen ergänzend 
Einrichtungen zur Funktionsverbesserung des 
ÖPNV in der Fläche aufgenommen werden. 

— Die Wiedereinführung der Gasölbetriebsbei-
hilfe sollte untersucht werden. 

— Von den Investitionshilfen des Bundes für den 
ÖPNV nach dem Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz sollte künftig ein größerer Anteil in 
die ländlichen Räume fließen. 
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— Die Länder werden aufgefordert, die kommuna-
len Gebietskörperschaften als Verantwortungs-
träger für die Gestaltung des OPNV vor Ort klar 
und unmißverständlich festzulegen. 

— Die Deutsche Bundesbahn ist aufgefordert, ver-
stärkt mit den anderen Verkehrsträgern zu ko-
operieren und durch Einführung vereinfachter 
und kostengünstiger Betriebsweisen die Wirt-
schaftlichkeit schwach belasteter Strecken zu 
erhöhen. Bei der Gründung von Verkehrsge-
meinschaften darf sich das Unternehmen seiner 
finanziellen Verantwortung im bisherigen Um-
fange nicht entledigen. An die Stelle der jetzi-
gen pauschalen Verlustabgeltung für den 
Schienenpersonennahverkehr über den Bun-
deshaushalt sollten künftig streckenbezogene 
Zuschüsse treten. 

2. Die Fraktion der SPD und die Fraktion DIE GRÜ-
NEN sehen in dem Bericht eine unbef riedigende 
Zustandsbeschreibung; es fehle an einem ge-
schlossenen Konzept für die zukünftige Gestaltung 
des ÖPNV in der Fläche. Notwendig wäre eine Klä-
rung der Finanzverantwortung von Bund, Ländern 
und Gemeinden für den ÖPNV in der Fläche. Die 
Bewohner der ländlichen Räume müßten ebenso 
wie die Bewohner in den Ballungsgebieten einen 
angemessenen Zugang zum regionalen und über-
regionalen Schienennetz der Deutschen Bundes-
bahn erhalten. Zu kritisieren sei, daß die Fahrzeit-
gewinne des modernen IC-Verkehrs durch lang-
wierige Fahrzeiten im Zu- und Ablaufverkehr wie-
der aufgezehrt würden. Die Bundesregierung habe 
durch Plafondierung und durch Rentabilitätsvorga-
ben den ÖPNV in der Fläche erheblich begrenzt. 
Notwendig wäre eine Aufstockung der Investi-
tionsmittel für den ÖPNV, wobei insbesondere 
auch zu prüfen sei, ob die Beschaffung von Wagen-
material für den Schienenpersonennahverkehr in 
den Förderungskatalog des Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetzes aufgenommen werden 
kann. 

Bonn, den 30. Mai 1990 

Börnsen (Bönstrup) 

Berichterstatter 

III. Beschlußvorschlag 

1. Der Verkehrsausschuß schlägt mit Stimmenmehr-
heit die Verabschiedung einer Entschließung vor. 

2. Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen hat 
Kenntnisnahme von der Vorlage beschlossen. 

3. Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat ebenfalls Kenntnisnahme beschlos-
sen. Er hat zu dem Bericht wie folgt Stellung ge-
nommen: 

— Die Sicherstellung eines ausreichenden ÖPNV

-

Angebots in der Fläche entspricht den raumord-
nungspolitischen Zielen des Deutschen Bun-
destages. Die Lebensbedingungen auf dem 
Lande werden trotz fortschreitender Mobilisie-
rung auch künftig maßgeblich durch die Ver-
kehrserschließung mit OPNV bestimmt. 

— Die Forschungsprogramme der Bundesregie-
rung, die auf die Entwicklung eines regionali-
sierten, ortsnahen ÖPNV zielen, werden nach-
haltig unterstützt. 

— Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Be-
mühungen um eine tragfähige Finanzierung 
eines raumordnungspolitisch angemessenen 
ÖPNV in der Fläche durch Bund, Länder und 
Gemeinden verstärkt fortzuführen. 

— Die Bundesregierung wird ferner aufgefordert, 
die Möglichkeiten einer Wiedereinführung der 
Gasölbetriebsbeihilfen zu prüfen. Dabei ist dar-
auf zu achten, daß der Zwang zum Energieein-
sparen nicht entfällt. 

— Bei einer Fortschreibung des Berichts sind die 
Probleme des ÖPNV an der deutsch-deutschen 
Grenze zu behandeln. 

Der Verkehrsausschuß hat diese Stellungnahme 
durch Beschluß ausdrücklich als eigene Auffassung 
übernommen (1 Stimmenthaltung). 








